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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 

mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsver- 
trägen der Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrar-/Gesundheitspolitik in 

der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates (EWG) über Sondermaßnahmen, 
die auf bestimmten Agrarmärkten nach Auftreten gesund- 
heitspolizeilicher Schwierigkeiten getroffen werden 
können. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 3. Februar 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Budldnickerei R Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über Sondermaßnahmen, die auf bestimmten Agrarmärkten 
nach Auftreten gesundheitspolizeilicher Schwierigkeiten 
getroffen werden können 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die bisherige Erfahrung hat vor allem bei den 
einer Marktorganisation unterliegenden tierischen 
Erzeugnissen gezeigt, daß von Zeit zu Zeit Sonder- 
maßnahmen getroffen werden müssen, die zum 
Schutz der Gesundheit und des Lebens von Tieren 
gerechtfertigt sind. Derartige Maßnahmen sind häu- 
fig geeignet, die Durchführung der im Rahmen der 
gemeinsamen Agrarpolitik geschaffenen Verfahren 
zu behindern und damit die Verwirklichung der 
Ziele des Artikels 39 des Vertrags zu beeinträch- 
tigen. Dies trifft insbesondere dann zu, wenn diese 
Maßnahmen eine Beschränkung des freien Waren- 
verkehrs innerhalb der Gemeinschaft bewirken. 

Es hat sich gezeigt, daß in den meisten Fällen das 
wirksamste Mittel oder die geringste finanzielle Be- 
lastung in der Anwendung von Sondermaßnahmen 
besteht, deren autonome Durchführung durch die 
Mitgliedstaaten jedoch mit den Gemeinschaftsvor- 
schriften unvereinbar ist. 

Aus den oben genannten Gründen sind in die 
Verordnung Nr. 121 /67/EWG des Rates vom 13. Juni 
1967 über die gemeinsame Marktorganisation für 
Schweinefleisch^), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1253/70^), und in die Verord- 
nung (EWG) Nr. 805/68 des Rates vom 27. Juni 1968 
über die gemeinsame Marktorganisation für Rind- 
fleisch 3), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1253/70, Bestimmungen auf genommen 
worden, die es erlauben, diesen Unzuträglichkeiten 
abzuhelfen. Aus den gleichen Gründen müssen ent- 
sprechende Bestimmungen für die übrigen Sektoren 
tierischer Erzeugnisse vorgesehen werden. 

Um dieses Ziel zu erreichen, muß für alle betref- 
fenden Sektoren ein Verfahren geschaffen werden, 
daß eine enge Zusammenarbeit zwischen den Mit- 
gliedstaaten und der Kommission erlaubt und eine 
rasche Durchführung der zur Behebung der Lage 
bestimmten Sondermaßnahmen zur Folge hat - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Artikel 20 der Verordnung Nr. 121/67/EWG wird 
durch folgende Bestimmungen ersetzt: 

„Um den Beschränkungen des freien Warenverkehrs 
Rechnung zu tragen, die sich aus der Anwendung 
von Maßnahmen zur Bekämpfung der Ausbreitung 
von Tierseuchen ergeben könnten, können von den 
Bestimmungen dieser Verordnung abweichende 
Maßnahmen nach dem Verfahren des Artikels 24 
getroffen werden." 

Artikel 2 

In die Verordnung Nr. 122/67/EWG des Rates vom 
13. Juni 1967 über die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Eier 4), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 436/70 und in die Verord- 
nung Nr. 123/67/EWG des Rates vom 13. Juni 1967 
über die gemeinsame Marktorganisation für Geflü- 
gelfleisch ^) wird folgender Artikel 13 a eingefügt; 

Artikel 13a 

„Um den Beschränkungen des freien Warenver- 
kehrs Rechnung zu tragen; die sich aus dej An- 
' Wendung von Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Ausbreitung von Tierseuchen ergeben könnten, 
können von den Bestimmungen dieser Verord- 
nung abweichende Maßnahmen nach dem Ver- 
fahren des Artikels 17 getroffen werden." 

Artikel 3 

In die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des Rates vom 
27. Juli 1968 über die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Milch und Milcherzeugnisse ^), zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1253/70, 
wird folgender Artikel 22a aufgenommen: 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2283/67 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 
vom 1. Juli 1970, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 24 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2293/67 

•*5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 55 
vom 10. März 1970, S. 1 

6) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2301/67 

7) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 1, Juli 1970, S. 13 
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Artikel 22a 

„Um den Beschränkungen des freien Warenver- 
kehrs Rechnung zu tragen, die sich aus der An- 
wendung von Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Ausbreitung von Tierseuchen ergeben könnten, 
können von den Bestimmungen dieser Verord- 
nung abweichende Maßnahmen nach dem Ver- 
fahren des Artikels 30 getroffen werden." 

Artikel 4 

Artikel 23 der Verordnung Nr. 805/68 wird durch 
folgende Bestimmungen ersetzt: 

„Um den Beschränkungen des freien Warenver- 
kehrs Rechnung zu tragen, die sich aus der An- 
wendung von Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Ausbreitung von Tierseuchen ergeben könnten, 
können von den Bestimmungen dieser Verord- 
nung abweichende Maßnahmen nach dem Verfah- 
ren des Artikels 27 getroffen werden." 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Erfahrung hat vor allem bei den einer Markt- 
organisation unterliegenden tierischen Erzeug- 
nissen gezeigt, daß die Mitgliedstaaten von Zeit 
zu Zeit gezwungen sind, Sondermaßnahmen auf- 
grund von Artikel 36 des Vertrages zu treffen, 
die zum Schutz der Gesundheit und des Lebens 
von Tieren gerechtfertigt sind. Diese Maßnahmen 
behindern häufig die im Rahmen der gemein- 
samen Agrarpolitik geschaffenen Verfahren, so 
daß dadurch die Verwirklichung der Ziele des 
Artikels 39 des Vertrages beeinträchtigt wird. 
Dies ist vor allem dann der Fall, wenn die ge- 
troffenen Maßnahmen eine Beschränkung des 
freien Warenverkehrs innerhalb der Gemein- 
schaft bewirken. 

2. Wenn eine solche oben beschriebene Situation 
eintritt, müssen geeignete Sondermaßnahmen 
getroffen werden, um das Marktgleichgewicht 
wiederherzustellen. Zu diesem Zweck sehen aber 
nur die gemeinsamen Marktordnungen für Rind- 
fleisch und Schweinefleisch entsprechende Maß- 
nahmen vor^). Dabei ist noch hervorzuheben, 
daß diese Verfahren aufgrund der bisherigen Er- 
fahrung nicht geeignet sind, die oben genannten 


Schwierigkeiten mit der gewünschten Schnellig- 
keit zu beheben. 

Daher ist auf allen betroffenen Sektoren ein 
Verfahren vorzusehen, das eine enge Zusammen- 
arbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der 
Kommission ermöglicht und eine rasche Durch- 
führung der zur Wiederherstellung des Markt- 
gleichgewichts getroffenen Sondermaßnahmen 
zur Folge hat. 

Dies ist der Zweck des beiliegenden Verord- 
nungsvorschlags. 


1) Artikel 20 der Verordnung Nr. 126/67/EWG (Schweine- 
fleisch) bestimmt: 

„Um den Beschränkungen des freien Warenverkehrs 
Rechnung zu tragen, die sich aus der Anwendung ge- 
sundheitspolizeilicher Maßnahmen ergeben könnten, 
kann der Rat auf Vorschlag der Kommission nach dem 
Abstiminungsverfahren des Artikels 43 Absatz (2) des 
Vertrags von den Bestimmungen dieser Verordnung 
abweichende Maßnahmen treffen." 

Artikel 23 der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 (Rind- 
fleisch) enthält eine entsprechende Bestimmung. 
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